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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

U - AV - Fz - G - Vk - Wi 

zu Punkt … der 922. Sitzung des Bundesrates am 23. Mai 2014

Der federführende Ausschuss für Umwelt,

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV)

A

Naturschutz und Reaktorsicherheit 

der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz 

der 

(U),

(AV),

Verkehrsausschuss

der Wirtschaftsausschuss

(Vk) und 

empfehlen dem Bundesrat, 

(Wi)

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe 

erungen zuzustimmen:folgender Änd
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...

1.* Zu Fußnote 1 im Umsetzungshinweis,

Inhaltsübersicht,

§ 1 Absatz 5,

§ 2 Absatz 12a - neu -,

§ 13 Absatz 3 - neu -,

§ 37 Absatz 3 Satz 2 - neu -,

§ 51 Satz 1,

§ 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a,

§ 65 Nummer 1a bis 1k - neu -,

Anlage 7 - neu 

"

-

Die Verordnung ist wie folgt zu ändern:

a) In der Fußnote 1 zum Verordnungstitel ist am Ende des zweiten Spiegel-

strichs der Punkt durch ein Komma zu ersetzen und folgender Spiegelstrich 

anzufügen:

Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz -

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geän

der Gewässer vor Verunreinigungen durch Nitrat aus landwirtschaftli-

chen Quellen (ABl. L 375 vom 31.12.1991, S. 1), die zuletzt durch die 

Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

-

dert worden ist."

b)

"Anlage 7 Anforderungen an Jauche-, Gülle-

Der Inhaltsübersicht ist folgende Angabe anzufügen:

und Silagesickersaftanlagen"

d) In § 2 ist nach Absatz 12 folgender Absatz 12a einzufügen:

c) § 1 Absatz 5 ist zu streichen.

'(12a) "Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-

Satz 1 Nummer 2 bis 4 des Düngegesetzes,

Anlagen)" sind 

Anlagen zum Lagern oder Abfüllen ausschließlich von 

1. Wirtschaftsdünger, insbesondere Gülle oder Festmist, im Sinne des § 2 

*

2

Ziffer 1 endet auf Seite 13

U
AV

Bei Ab-
lehnung 
entfällt 
Ziffer
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2. Jauche im Sinne des § 2 Satz 1 Nummer 5 des Düngegesetzes,

...

3. tierischen Ausscheidungen nicht landwirtschaftlicher Herkunft, auch in 

Mischung mit Einstreu oder in verarbeiteter Form,

4. Flüssigkeiten, die während der Herstellung oder Lagerung von Gärfut

ter durch Zellaufschluss oder Pressdruck anfallen und die überwiegend 

-

aus einem Gemisch aus Wasser, Zellsaft, organischen Säuren und Mik

ckersaft), oder

-

roorganismen sowie etwaigem Niederschlagswasser bestehen (Silagesi-

5. Silage oder Siliergut, soweit hierbei Silagesickersaft anfallen kann.'

e) Dem § 13 ist folgender Absatz 3 anzufügen:

"(3) Für JGS-Anlagen gelten aus diesem Kapitel nur die §§ 16, 25 Absatz 1 

[f) In § 37 Ab

und 2 und § 51 sowie Anlage 7."

satz 3 ist nach Satz 1 folgender Satz einzufügen:

g)

"Anlage 7 Nummer 9 bleibt unberührt."]*

In § 51 Satz 1 sind nach den Wörtern "Der Abstand von" die Wörter "JGS

Anlagen und" einzufügen.

-

h) In § 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a sind nach den Wörte

i) In § 65 sind nach Nummer 1 folgende Nummern 1a bis 1k einzufügen:

rn 

"Anlagenprüfungen nach § 46 Absatz 2 bis 5" die Wörter "und Anlage 7 

Nummer 7.4" einzufügen.

"1a.

1b. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 6.1 

entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 2.2 eine 

Anlage nicht richtig errichtet oder nicht richtig betreibt,

Buchstabe a einen Vorgang nicht überwacht oder sich nicht oder nicht 

1c. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 6.1 

rechtzeitig vom ordnungsgemäßen Zustand einer dort genannten Si-

cherheitseinrichtung überzeugt,

Buchstabe b eine Belastungsgrenze einer Anlage oder einer Sicher

heitseinrichtung nicht einhält, 

-

* [ … ] entfällt bei Annahme mit Ziffer 3
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1d. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.1 

...

Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet,

1e. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.2 

Satz 2 oder Nummer 7.3 eine Maßnahme nicht, nicht richtig oder 

nicht rechtzeitig ergreift,

1f. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.2 

Satz 3 eine Benachrichtigung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 

vornimmt,

1g. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.4 eine 

Anlage nicht oder nicht rechtzeitig prüfen lässt,

1h.

Satz 1 einen Prüfbericht nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.5 

1i.

geschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig beseitigt, 

entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.7 

Satz 1 oder Satz 2 einen Mangel nicht, nicht richtig, nicht in der vor-

1j. entgegen § 13 Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.7 

oder nicht oder nicht rechtzeitig entleert,

Satz 4 eine Anlage nicht oder nicht rechtzeitig außer Betrieb nimmt 

1k. entgegen § 13 Absat

j) Nach Anlage 6 wird folgende Anlage 7 angefügt:

z 3 in Verbindung mit Anlage 7 Nummer 7.7 

Satz 5 eine Anlage wieder in Betrieb nimmt."

"

(zu § 13 Absatz 3, [§ 37 Absatz 3 Satz 2

Anlage 7

]

1.

*, § 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 

Buchstabe a)

Anforderungen an JGS-Anlagen

Begriffsbestimmungen

-1.1 Zu JGS Anlagen zählen insbesondere Behälter, Sammelgruben, Erdbe

Fugenabdichtu

-

cken, Silos, Fahrsilos, Güllekeller und -kanäle, Festmistplatten, Abfüll-

flächen mit den zugehörigen Rohrleitungen, Sicherheitseinrichtungen, 

ngen, Beschichtungen und Auskleidungen.

* [ … ] entfällt bei Annahme mit Ziffer 3
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1.2 Sammeleinrichtungen sind alle baulich-

...

technischen Einrichtungen zum 

Pumpstatio

gelmäßig eingestaut sind.

Sammeln und Fördern von Jauche, Gülle und Silagesickersäften. Zu 

ihnen gehören auch die Entmistungskanäle und -leitungen, Vorgruben, 

nen sowie die Zuleitung zur Vorgrube, sofern sie nicht re

2. Allgemeine Anforderungen

-

2.1 Es dürfen für die Anlagen nur Bauprodukte, Bauarten oder Bausätze 

verwendet werden, für die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeits-

nachweise unter Berücksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen 

vorliegen.

2.2 Anlagen müssen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und 

betrieben werden, dass

a) allgemein wassergefährdende Stoffe nach § 3 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 1 bis 5 nicht austreten können,

b)

in Berührung stehen, schnell und zuverlässig erkennbar sind,

Undichtheiten aller Anlagenteile, die mit Stoffen nach Buchstabe a 

c)

d) bei einer Betriebsstörung anfallende Gemische, die ausgetretene 

austretende allgemein wassergefährdende Stoffe nach § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 1 bis 5 schnell und zuverlässig erkannt werden und

wassergefährdende Stoffe enthalten können, ordnungsgemäß und 

schadlos verwertet oder beseitigt werden.

2.3 JGS-

flüsse widerstandsfähig sein. Anlagenteile, die wassergefährdende 

Anlagen müssen flüssigkeitsundurchlässig, standsicher und gegen

die zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Ein-

Stoffe umschließen, müssen flüssigkeitsundurchlässig sein.

für Anlagen zum Lagern von Silagesickersaft mit einem Volumen von 

2.4 Der Betreiber hat mit dem Errichten und dem Instandsetzen einer JGS-

Anlage einen Fachbetrieb nach § 62 zu beauftragen, sofern er nicht 

selbst die Anforderungen an einen Fachbetrieb erfüllt. Dies gilt nicht 

bis zu 25 Kubikmetern, sonstige JGS-Anlagen mi

men von bis zu 500 Kubikmetern oder für Anlagen zum Lagern von 

t einem Gesamtvolu-

Festmist oder Siliergut mit einem Volumen von bis zu 1

metern.

000 Kubik-
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2.5 Unzulässig ist das Errichten von Behältern aus Holz.

...

3. Anlagen zum Lagern von flüssigen allgemein wassergefährdenden 

3.1 Einwandige JGS-Lageranlagen für flüssige allgemein wassergefähr

Stoffen

-

dende Stoffe mit einem Gesamtvolumen von mehr als 25 Kubikmetern 

müssen mit einem Leckageerkennungssystem ausgerüstet sein. Ein

wandige Rohrleitungen sind zulässig, wenn sie den technischen Regeln 

-

entsprechen.

3.2 Sammel- und Lagereinrichtungen sind in das Leckageerkennungssys

tem nach Nummer 3.1 mit einzubeziehen. Bei Sammel- und Lagerein

-

richtungen unter Ställen kann auf ein Leckageerkennungssystem ver

-

-

zichtet werden, wenn die Aufstauhöhe auf das zur Entmistung notwen-

dige Maß begrenzt wird und insbesondere Fugen und Dichtungen vor 

Inbetriebnahme auf ihren ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden.

4.1 Die Lagerfläc

4. Anlagen zum Lagern von Festmist und Siliergut

hen von Anlagen zur Lagerung von Festmist und Siliergut 

fließendem Niederschlagswasser aus dem umgebenden Gelände zu 

sind seitlich einzufassen und gegen das Eindringen von oberflächig ab-

schützen. An Flächen von Foliensilos für Rund-

den keine Anforderungen gestellt, wenn auf ihnen keine Entnahme von 

und Quaderballen wer-

Silage erfolgt.

4.2

gefangen und ordnungsgemäß a

Es ist sicherzustellen, dass Jauche, Silagesickersaft und das mit Fest-

mist oder Siliergut verunreinigte Niederschlagswasser vollständig auf-

ls Abwasser beseitigt oder als Abfall 

lichen Praxis der Düngung möglich ist.

5.

verwertet wird, soweit keine Verwendung entsprechend der guten fach-

Übergangsvorschrift für Anforderungen an das Fassungsvermögen

und Festmist gelten die bis zum … [einsetzen: Datum des Tages des In

Für das Fassungsvermögen von Anlagen zum Lagern von Jauche, Gülle 

-

landesrechtlichen Vorschriften.

krafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] geltenden jeweiligen 
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6. Abfülleinrichtungen

...

6.1 Wer eine JGS-Anlage befüllt oder entl

a) diesen Vorgang zu überwachen und sich vor Beginn der Arbeiten 

eert, hat 

von dem ordnungsgemäßen Zustand der dafür erforderlichen Si

cherheitseinrichtungen zu überzeugen und

-

b) die zulässigen Belastungsgrenzen der Anlage und der Sicherheits

einrichtungen beim Befüllen und beim Entleeren einzu

-

halten.

6.2 Es ist sicherzustellen, dass das beim Abfüllen durch allgemein wasser

gefährdende Stoffe verunreinigte Niederschlagswasser vollständig auf

-

gefangen und ordnungsgemäß als Abwasser beseitigt oder als Abfal

-

l 

lichen Praxis der Düngung möglich ist.

verwertet wird, soweit keine Verwendung entsprechend der guten fach-

7.

7.1 Soll eine Anlage zum Lagern von Silagesickersaft mit einem Volumen 

Pflichten des Betreibers zur Anzeige und zur Überwachung

von mehr als 25 

samtvolumen von mehr als 500 Kubikmetern oder eine Anlage zum 

Kubikmetern, eine sonstige JGS-Anlage mit einem Ge-

Lagern von Festmist oder Silage mit einem Volumen von mehr als 

1 000 Kubikmetern errichtet, stillgelegt oder wesentlich geändert wer-

den, hat der Betreiber dies der zuständigen Behörde mindestens sechs 

Wochen im Voraus schriftlich anzuzeigen. Satz 1 gilt nicht für das Er

richten von Anlagen, die einer Zulassung im Einzelfall nach anderen 

-

Rechtsvorschriften bedürfen oder diese erlangt haben, sofer

Zulassung auch die Erfüllung der Anforderungen dieser Verordnung si

n durch die 

-

chergestellt wird.

7.2 Der Betreiber hat den ordnungsgemäßen Betrieb und die Dichtheit der 

gelmäßig zu überwachen. Ergibt die Überwachung nach Satz 1 einen 

Anlagen sowie die Funktionsfähigkeit der Sicherheitseinrichtungen re-

Verdacht auf Undichtheit, hat er unverzüglich die erforderlichen Maß

dige Behörde zu benachrichtigen.

-

nahmen zu ergreifen, um ein Austreten der Stoffe zu verhindern. Be-

steht der Verdacht, dass wassergefährdende Stoffe in einer nicht nur 

unerheblichen Menge bereits ausgetreten sind und eine Gefährdung ei-

nes Gewässers nicht auszuschließen ist, hat er unverzüglich die zustän-
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7.3 Bestätigt sich der Verdacht auf Undichtheit oder treten wassergefähr

...

-

dende Stoffe aus, hat der Betreiber unverzüglich Maßnahmen zur Scha-

densbegrenzung zu ergreifen und eine Instandsetzung durch einen 

Fachbetrieb zu veranlassen, sofern er nicht selbst Fachbetrieb ist.

7.4 Betreiber haben nach Nummer 7.1 anzeigepflichtige Anlagen ein-

schließlich der Rohrleitungen vor Inbetriebnahme und auf Anordnung 

der zuständigen Behörde durch einen Sachverständigen auf ihre Dicht

heit und Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen.

-

7.5 Der Sachverständige hat der zuständigen Behörde über das Ergebnis je

der von ihm durchgeführten Prüfung nach Nummer 7.4 innerhalb von 

-

vier Wochen nach Durchführung der Prüfung einen Prüfbericht vorzu

legen. Er hat die Anlage auf Grund des Ergebnisses der Prüfungen in 

eine der folgenden Klassen einzustufen:

-

1. ohne Mangel,

2. mit geringfügigem Mangel,

3. mit erheblichem Mangel oder

4. mit gefährlichem Mangel.

7.6

te

Über gefährliche Mängel hat der Sachverständige die zuständige Be-

hörde unverzüglich zu unterrichten.

Der Prüfbericht nach Nummer 7.5 muss Angaben zu Folgendem enthal

a) zum Betreiber,

-

n:

b)

c)

zum Standort,

zur Anlagenidentifikation,

d) zur Anlagenzuordnung,

f)

e) zu behördlichen Zulassungen,

zum Sachverständigen und zu der Sachverständigenorganisation, 

die ihn bestellt hat,

g) zu Art und Umfang der Prüfung,
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h) dazu, ob die Prüfung der gesamten Anlage abgeschlossen ist oder 

...

welche Anlagenteile noch nicht geprüft wurden,

i) zu Art und Umfang der festgestellten Mängel,

k) zu Datum und Ergebnis der Prüfung und

l) zu erforderlichen Maßnahmen und zu einem Vorschlag für eine

gemessene Frist für ihre Umsetzung.

an

7.7

-

Der Betreiber hat die bei Prüfungen nach Nummer 7.4 festgestellten ge

ringfügigen Mängel innerhalb von sechs Monaten nach Feststellung 

-

und, soweit nach Nummer 2.4 erforderlich, durch einen Fachbetrieb 

nach § 62 zu beseitigen. Erhebliche und gefährliche Mängel hat der 

Betreiber unverzüglich zu beseitigen. Die Beseitigung erheblicher 

Mängel bedarf der Nachprüfung durch einen Sachverständigen. Stellt 

der Sachverständige einen gefährlichen Mangel fest, hat der Betreib

die Anlage unverzüglich außer Betrieb zu nehmen und, soweit dies 

er 

nach Feststellung des Sachverständigen erforderlich ist, zu entleeren. 

Die Anlage darf erst wieder in Betrieb genommen werden, wenn der 

zuständigen Behörde eine Bestätigung des Sachverständigen über die 

erfolgreiche Beseitigung der festgestellten Mängel vorliegt.

8.

8.1

Bestehende Anlagen

Für Anlagen, die am … [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens 

Anlagen), gelten ab diesem Datum

dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] bereits errichtet sind (bestehende 

a)

die den Anforderungen entsprechen, die nach den jeweiligen lan

§ 25 Absatz 1 und 2, die Nummern 5, 6.1 und 7 und

b) die Nummern 1 bis 4 und 6.2, soweit sie Anforderungen beinhalten, 

-

desrechtlichen Vorschriften am … [einsetzen: Datum des Tages vor 

dem Inkrafttreten dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] zu beachten 

waren.

8.2 Bei bestehenden Anlagen, die den Anforderungen nach den Nummern 2 

1. mit denen diese Abweichungen behoben werden,

bis 4 und 6.2 nicht entsprechen, kann die zuständige Behörde techni-

sche oder organisatorische Anpassungsmaßnahmen anordnen,



Empfehlungen, 77/1/14 - 10 -

2. die für diese Abweichungen in technischen Regeln für bes

...

tehende 

Anlagen vorgesehen sind oder 

3. mit denen eine Gleichwertigkeit zu den in den Nummern 2 bis 4 

und 6.2 bezeichneten Anforderungen erreicht wird.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sind die Anforderungen des 

§ 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zu beachten.

8.3 Bei bestehenden Anlagen, die nach Nummer 7.4 prüfpflichtig sind und 

bei denen eine Nachrüstung mit einem Leckageerkennungssystem aus 

technischen Gründen nicht möglich oder nur mit unverhältnismäßigem 

Aufwand zu erreichen ist, ist die Dichtheit der Anlage durch geeignete 

technische und organisatorische Maßnahmen nachzuweisen.

8.4 In den Anordnungen nach Nummer 8.2 kann die Behörde nicht verlan

gen, dass die Anlage stillgelegt oder beseitigt wird oder Anpassungs

maßnahmen fordern, die einer Neuerrichtung gleichkommen oder die 

-

-

den Zweck der Anlage verändern. Bei der Beseitigung von erheblichen 

oder gefährlichen Mängeln eines JGS-Behälters sind die Anforderun-

gen dieser Verordnung zu beachten. Im Übrigen gilt für bestehende 

Anlagen § 68 Absatz 7 entsprechend.

nach den landesrechtlichen Vorschriften vor dem … [einsetzen: Datum 

8.5 Bestehende Anlagen, die nach Nummer 7.4 prüfpflichtig sind, die aber 

des Tages des Inkrafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] nicht 

prüfpflichtig waren, sind innerhalb der folgenden Fristen durch einen 

Sachverständigen zu prüfen:

1.

krafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahres

Anlagen, die vor dem 1. Januar 1971 in Betrieb genommen wurden, 

bis zum … [einsetzen: Datum des Tages und des Monats des In-

-

zahl des vierten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres],

2. Anlagen, die im Zeitraum vom 1. Januar 1971 bis zum 31.

Datum des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieser Verord

Dezem-

ber 1981 in Betrieb genommen wurden, bis zum … [einsetzen: 

-

Inkrafttreten folgenden Jahres],

nung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des sechsten auf das 
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3. Anlagen, die im Zeitraum vom 1. Januar 1982 bis zum 31.

...

Dezem

ber 1991 in Betrieb genommen wurden, bis zum … [einsetzen: 

-

Datum des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieser Verord

nung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des achten auf das In

-

-

krafttreten folgenden Jahres],

4. Anlagen, die im Zeitraum vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezem

ber 2001 in Betrieb genommen wurden, bis zum … [einsetzen: 

-

Datum des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieser Verord

nung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des zehnten auf das

-

In

krafttreten folgenden Jahres],

-

5. Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2001 in Betrieb genommen 

wurden, bis zum … [einsetzen: Datum des Tages und des Monats 

des Inkrafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2 sowie der 

Jahreszahl des zwölften auf das Inkrafttreten folgenden Jahres]

Die Anordnung nach Nummer 7.4 bleibt unberührt.

[9.

.

Verwendung bestehender Güllebehälter als Gärsubstratlager oder 

als Gärrestelager

krafttretens dieser Verordn

Bei Güllebehältern, die am … [einsetzen: Datum des Tages des In-

ung nach § 73 Satz 2] bereits errichtet sind 

und die nach diesem Zeitpunkt zeitweise oder dauerhaft als Gärsub

stratlager einer räumlich entfernt liegenden Biogasanlage verwendet 

-

werden sollen, kann auf die Umwallung nach § 37 Absatz 3 verzichtet 

werden. Satz 1 gilt für die Verwendung bestehender Güllebehälter als 

Gärrestelager entsprechend.]*

10. Anforderungen in besonderen Gebieten

10.1 Im Fassungsbereich und in der engeren Zone von Schutzgebieten 

weiteren Zone von Schutzgebieten dürfen einwandige JGS

dürfen keine JGS-Anlagen errichtet und betrieben werden. In der 

-

anlagen für flüssige allgemein wassergefährdende Stoffe nur mit 

Lager-

einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben werden.

3* [ … ] entfällt bei Annahme mit Ziffer
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10.2 In festgesetzten und vorläufig gesicherten Überschwemmun

...

gs

gebieten dürfen JGS-Anlagen nur errichtet und betrieben werden, 

-

wenn

a) sie nicht aufschwimmen oder anderweitig durch Hochwasser 

beschädigt werden können und

b) wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abge-

schwemmt werden, nicht freigesetzt werden und nicht auf eine 

andere Weise in ein Gewässer gelangen können.

10.3 Die zuständige Behörde kann eine Befreiung von den Anforderun-

gen nach den Nummern 10.1 und 10.2 erteilen, wenn

a) das Wohl der Allgemeinheit dies erfordert oder das Verbot zu 

einer unzumutbaren Härte führen würde und

wird.

b) wenn der Schutzzweck des Schutzgebietes nicht beeinträchtigt 

10.4 Weiter gehende Vorschriften in landesrechtlichen Verordnungen 

zur Festsetzung von Schutzgebieten bleiben unberührt."

Begründung:

würde eine seit Langem - vor allem von der betroffenen Wirtschaft 

Die vorgeschlagenen Änderungen sind insbesondere erforderlich, um bei der 
Umsetzung der Nitratrichtlinie eine einheitlich geltende bundesrechtliche Voll-
regelung zu schaffen, die alle landwirtschaftlichen Betriebe im Hinblick auf 
technische Anforderungen an JGS-Anlagen im Wettbewerb gleichstellt. Damit 

–

lich entwickelt hat.

-

gefor-
derte Vereinheitlichung des Anlagenrechts zum Schutz der Gewässer geschaf-
fen, das sich im Laufe der Zeit in den Ländern in einigen Punkten unterschied-

Würden in der Verordnung keine Regelungen zu den JGS
müssten insoweit die bisherigen landesrechtlichen Bestimmungen mit ihren 

Anlagen getroffen, 

unterschiedlichen Ausprägungen weitergelten. Außerdem würde dadurch so

Aufwand entstehen, der durch eine umfassende bundesrechtliche Regelung 

-
wohl für die Vollzugsbehörden als auch die Wirtschaft erheblicher zusätzlicher 

vermieden werden könnte.

Die Änderungen sind im Zusammenhang mit der Entschließun
Bundesregierung zu sehen, das Fassungsvermögen von JGS-

g* an die 
Anlagen in der 

Düngeverordnung zu regeln, um den Forderungen der EU vollumfänglich ge-

* vgl. Ziffer 37
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recht zu werden. Damit würde die Voraussetzung geschaffen, mit Inkrafttreten 

...

der Düngeverordnung eine bundeseinheitliche Regelung zu schaffen. A
sem Weg soll die Kompetenz der Wasserbehörden in Bezug auf die Anlagen

uf die-
-

technik und Anordnungen erforderlicher Maßnahmen sowie die der Landwirt-
schaftsbehörden bzgl. der Mindestbemessung der Anlagen genutzt werden.

Mit den Änderungen wird eine in sich konsistente Regelung geschaffen, die 
den nach § 62 Absatz 1 Satz 3 WHG geforderten bestmöglichen Schutz der 
Gewässer vor nachteiligen Veränderungen ihrer Eigenschaften gewährleistet.

2. Ergänzungsempfehlung zu Ziffer 1

Zu Anlage 7 - neu - Nummer 4.1 Satz 2 - neu -

In Anlage 7 - neu - Nummer 4.1 ist nach Satz 1 folgender Satz einzufügen:

"Bei Silagelageranlagen mit einer Bauweise mit aufgehenden Wänden ist der 

Anschlussbereich zwischen Sohle und Wand einsehbar zu gestalten oder ein 

Leckageerkennungssystem zur Kontrolle des Anschlussbereichs zwischen Sohle 

und Wand zu erstellen, sofern die Lagerhöhe mehr als 3 Meter beträgt."

Begründung:

zei
mehr als 3 Metern der Anschlussbereich zwischen Sohle und Wand aus bau

Wie die Praxiserfahrungen von Herstellern, Betreibern und Vollzugsbehörden 
gen, kann bei Anlagen zur Lagerung von Siliergut mit 

sickerung von Sickersäften oder verunre

einer Lagerhöhe von 
-

physikalischen Gründen nicht dauerhaft dicht gehalten und damit eine Ver-
inigtem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser nicht ausgeschlossen werden. 

Dies ist insbesondere bei den immer größer werdenden Stapelhöhen in Fahrsi
los, z.B. bei großen Tierställen, der Fall oder wenn auf dem landwirtschaftli
chen Betrieb Fahrsilos für

-
-

Lagerhöhe von mehr als 3 Metern

die Belieferung von Biogasanlagen betrieben wer-
den. Um die in der landwirtschaftlichen Praxis bislang üblichen Lagerhöhen 
von rund 2,5 Meter bis 3 Meter bei der Silagelagerung mit dieser Anforderung 
nicht über Gebühr zu belasten, ist eine Höhenbegrenzung von 3 Meter
vorgenommen worden. In der Regel treten erhöhte Pressdrücke in Silagen und 
ein dadurch bedingter erhöhter Sickersaftaustritt aus der Silage erst ab einer 

auf, so dass fachlich gerechtfertigt ist, unter
halb dieser Stapelhöhe auf ein Leckageerkennungssystem zu verzichten.

-

U

1

Entfällt 
bei Ab-
lehnung 

von 
Ziffer
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3. Zu § 2 Absatz 13

1.

§ 2 Absatz 13 ist wie folgt zu fassen:

'(13) "Biogasanlagen" sind

Anlagen zum Herstellen von Biogas, insbesondere Vorlagebehälter, Fer

2.

-

menter, Kondensatbehälter und Nachgärer,

Anlagen zum Lagern von Gärresten oder Gärsubstraten, wenn sie in einem 

Nummer

engen räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit Anlagen nach 

1 stehen, und 

3. zu den Anlagen nach den Nummern 1 und 2 gehörige Abfüllanlagen.'

Begründung:

Die vorgeschlagene Änderung dient der Klarstellung, dass keinesfalls jede 

Gärresten nur dann als Bestandteil einer Biogasanlage angesehen werden, 
wenn dies auf Grund des funktionalen und räumlichen Zusammenhangs dieser 

Anlage zum Lagern von Gärsubstraten oder Gärresten Bestandteil einer Bio-
gasanlage ist. Vielmehr können Anlagen zum Lagern von Gärsubstraten oder 

Anlagen gerechtfer

schenlager vor der

tigt ist. Hierbei ist maßgeblich auf den Betreiber der Bio-
gasanlage abzustellen. Selbst wenn dieser einen wassergefährdenden Stoff für 
den Betrieb der Biogasanlagen von einem Dritten zukauft, so wird dieser Dritte 
nicht Betreiber der Biogasanlage. Räumlich von einer Biogasanlage entfernt 
liegende Gärrestlager, die z. B. anderen Landwirtschaftsbetrieben als Zwi-

Ausbringung auf ihren Feldern dienen, sind nicht Bestand
teil einer Bio

-
gasanlage, da diese Gärrestlager in keinem räumlichen und funk

tionalen Zusammenhang zu einer Biogasanlage stehen. 
-

Erst recht sind diejenigen Anlagen zum Lagern von Gärsubstraten, b
die Gärsubstrate nicht für den Einsatz in einer Biogasanlage bestimmt sind, 

ei denen 

nicht Bestandteil einer Biogasanlage. Bei den in der Landwirtschaft anfallen
den Gärsubstraten und Gärresten handelt es sich um "vergleichbare in der 

-

Landwirtschaft anfallende Stoffe" im Sinne des § 62 Absatz 1 Satz 3 WHG.

4. Zu § 2 Absatz 19a - neu -,

§ 37 Absatz 6 - neu -

a) In § 2 ist nach Absatz 19 folgender Absatz 19a einzufügen:

'(19a) "Erdbecken" sind ins Erdreich gebaute oder durch Dämme errich

U
AV

tete 

U
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Becken zum Lagern von Jauche, Gülle und Silagesickersäften, die im 

...

Sohlen- und Böschungsbereich aus Erdreich bestehen und gegenüber dem 

Boden mit Dichtungsbahnen abgedichtet sind.'

b) Dem § 37 ist folgender Absatz 6 anzufügen:

"(6) Erdbecken sind für die Lagerung von Gärresten aus dem Betrieb von 

Biogasanlagen nicht zulässig."

Begründung:

sen Systeme eine allgemein bauaufsichtliche Zulassung erteilt. Mit diesen Zu

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBT) hat für Erdbecken zur Lagerung 
von Jauche, Gülle und Silagesickersaft (JGS) mehreren Antragstellern für des-

-

in nicht seltenen Fällen 

lassungen gilt die Verwendbarkeit des Systems im Sinne der Landesbauord-
nungen als nachgewiesen. Von den Wasserbehörden werden im Baugenehmi-
gungsverfahren wasserrechtliche Anforderungen formuliert, die nach Wasser-
recht den bestmöglichen Schutz der Gewässer gewährleisten sollen. In der 
Praxis haben sich diese Systeme nicht bewährt. Nach Mitteilung der Landwirt-
schaftskammern vor Ort und nach den Prüfberichten der Sachverständigen sind 

bei der Überprüfung erhebliche Mängel festge

sondere im Bereich der Rührwerke,

stellt 
worden. Beschädigungen der Folien im Boden und Böschungsbereich, insbe-

und das Nichtfunktionieren der 
schen Leckageerkennung waren hierbei die am häufigsten fest

mechani-
gestellten Män

gel.
-

Aus den o. g. Gründen ist das Verbot für die Lagerung von Gärresten aus dem 

dieser Stoffe ein noch höheres Schutzniveau als an die Lagerung von JGS (pri
Betrieb von Biogasanlagen in Erdbecken gerechtfertigt, zumal an die Lagerung 

-
vilegiert) zu stellen ist.

5. Zu § 2 Absatz 21 Satz 1

anderes.'

§ 2 Absatz 21 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

' "Umschlagen" ist das Laden und Löschen von Schiffen, soweit es unverpackte 

wassergefährdende Stoffe betrifft, sowie das Umladen von wassergefährdenden 

Stoffen in Behältern oder Verpackungen von einem Transportmittel auf ein 

Begründung:

Klarstellung des Gewollten. In der Begriffsbestimmung wird als "Umschlagen" 
das "Laden und Löschen von Schiffen, soweit es wassergefährdende Stoffe 

Vk
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betrifft", bezeichnet. Rein sprachlich wäre hierunter jegliches Laden und 

...

Löschen von Schiffen mit wassergefährdenden Stoffen, auch in verpackter 
Form, zu verstehen. Aus dem Kontext der Regelungen in § 30 ergibt sich 
allerdings, dass hier nur das Laden und Löschen von Sch
festen und flüssigen wassergefährdenden Stoffen gemeint ist. 

iffen mit unverpackten 

6. Zu § 3 Absatz 2 Satz 3

§ 3 Absatz 2 Satz 3 ist zu streichen.

Begründung:

bisherigen
§ 3 Absatz 2 Satz 3 findet in dieser Pauschalität keinerlei Entsprechung in der 

Vollzugspraxis der Länder. Feste Gemische werden den Maßgaben 

Darüber hinaus besteht kein Erfordernis für eine derartige Regel

der § 3 Absatz 2 und § 10 der Verordnung entzogen, ohne hierfür in der Sache 
konkrete Kriterien zu benennen. Die bereits für sich genommen vage An-
knüpfung an die "Herkunft" oder "Zusammensetzung" der Gemische ist nicht 
abschließend ("insbesondere"), sodass eine konturlose Öffnungsklausel für 
feste Gemische geschaffen wird. Probleme im Vollzug sind vor diesem Hinter-
grund absehbar.

ung. Nicht 
wassergefährdende feste Gemische werden bereits in § 3 Absatz
Absatz

2 Satz
3 der Verordnung bestimmt. Daneben werden in §

2 sowie 
10 Absatz

der Generaleinstufun

1 der Ver-
ordnung weitere Möglichkeiten eröffnet, ein festes Gemisch abweichend von

g "allgemein wassergefährdend" als nicht wassergefähr

7. Zu § 4 Absatz 2 Nummer 5

-
dend einzustufen. Die dort genannten Kriterien sind klar formuliert, weitere 
Öffnungsklauseln sind auch vor diesem Hintergrund abzulehnen.

§ 4 Absatz 2 Nummer 5 ist wie folgt zu fassen:

"5. Stoffe, die während der Durchführung einer Beförderung in Behältern oder 

Verpackungen umgeschlagen werden."

Begründung:

U

Werden Güter in verpackter Form befördert oder im Verlauf der Beförderung 
umgeschlagen, kann anhand der Beförderungsdokumente nur festgestellt 

Vk
Wi
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werden, ob die Güter die engeren Kriterien für die Gefährdung der aquatischen 

...

Umwelt erfüllen, nicht jedoch, in welche Wassergefährdungsklasse die Güter 
unter Berücksichtigung der weiteren gemäß Anlage 1 zu berücksichtigenden 
Gefahren einzustufen sind. 

Diesem Problem wird in der vorliegenden Verordnung dadurch Rechnung 
getragen, dass die Verpflichtung zur Selbsteinstufung von Stoffen nach § 4 
Absatz 2 Nummer 5 nicht gilt für "Stoffe, die im intermodalen Verkehr 
umgeschlagen werden". Gemäß der Begriffsbestimmung in § 2 Absatz 22 wird 
unter dem Begriff "intermodaler Verkehr" aber nur die Beförderung 
verstanden, bei der die Güter in ganzen Beförderungseinheiten wie Containern 
und Wechselbrücken umgeschlagen werden, nicht jedoch der Vorgang, bei 
dem beispielsweise die Güter in Versandstücken aus einem Straßenfahrzeug in 
einen Container umgeladen werden. Auch letzterer Fall ist dem Gefahrgutrecht 
zuzuordnen. Auch hier gilt, genauso wie für den intermodalen Umschlag, dass 
dem Betreiber der Containerpackstation oder Umladestelle nur die gefahrgut-
rechtlichen Angaben zur Verfügung stehen, er somit die Einstufung der Güter 
in eine Wassergefährdungsklasse nicht vornehmen kann. 

Die vorgeschlagene Änderung vermeidet eine unverhältnismäßige Belastung 
der an der Beförderung beteiligten Unternehmen. Sie gefährdet nicht das 
Schutzziel der Verordnung, da die Grundanforderungen an Umschlaganlagen 
gemäß § 29 unabhängig von der Wassergefährdungsklasse zu beachten sind. 
Ferner gelten die Ausnahmen von dem Erfordernis der Eignungsfeststellung 
nach § 41 für alle Umschlagsanlagen, in denen wassergefährdende Stoffe in 
verpackter Form umgeschlagen werden, unabhängig von der Wassergefähr
dungsklasse beziehungsweise der darauf basierenden Gefährdungsstufe,

-
sofern 

die Erfüllung der allgemeinen Gewässerschutzanforderungen durch einen 
Sachverständigen bescheinigt wird.

8. Zu § 17 Absatz 2,

§ 18 Absatz 2 Satz 2 - neu -

b)

a) § 17 Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

"(2) Anlagen müssen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden 

mechanischen, thermischen und chemischen Einflüssen hinreichend wider-

standsfähig sein."

Dem § 18 Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen:

Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die 

"Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie ihre 

wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, 

U

nicht verlieren."
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...

Begründung:

§ 17 Absatz 2 der Vorlage gebraucht in Zusammenhang mit den Grundsatzan
forderungen den Begriff "flüssigkeitsundurchlässig". Dies greift zu kurz, da 

-

auch gasförmige Stoffe wassergefährdend sein können. Zudem wird zur Beur-
teilung der Anforderung auf die Dauer der Beanspruchung abgehoben (vgl. 
§ 17 Absatz 2 Satz 2 der Vorlage). Damit ist nach Nummer 2.1 TRwS 786 
"Ausführung von Dichtflächen" die Beanspruchung durch austretende wasser-
gefährdende Flüssigkeiten gemeint. Primäre Anlagenteile wie Behälter und 
Rohrleitungen, aber auch chemische Apparate und Maschinen, können mit die
sem Begriff überhaupt nicht erfasst werden, da sie dauerhaft von wasserge

-
-

fährdenden Stoffen beaufschlagt werden.

Insofern ist in Zusammenhang mit den Grundsatzanforderungen nach §
satz 2 der Vorlage am Begriff "dicht" der Muster-

17 Ab-
VAwS bzw. der Länder

VAwS (z.B. § 3 Nummer 1 Satz 2 VAwS Bayern) festzuhalten. Sinn macht der 
Begriff "flüssigkeitsundurchlässig" in Zusammenhang mit Rückhalteeinrich

-

-
tungen. Die von der Vorlage in § 17 Absatz 2 Satz 2 vorgesehene Begriffsbe-
stimmung ist daher in § 17 Absatz 2 zu streichen und in § 18 Absatz
gänzen.

2 zu er-

9. Zu § 17 Absatz 3 Satz 2 - neu -

treten, schwerer sind als Luft

vorhandener Feuchtigkeit lösen."

Dem § 17 Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen:

"Einwandige unterirdische Behälter für gasförmige wassergefährdende Stoffe 

sind unzulässig, wenn die gasförmigen wassergefährdenden Stoffe flüssig aus-

oder sich nach Austritt im umgebenden Boden in 

Folgeänderungen:

§ 38 ist wie folgt zu ändern:

a) In der Überschrift ist nach dem Wort "Anforderungen an" das Wort 

"oberirdische" einzufügen.

gen.

b) In Absatz 1 ist vor dem Wort "Anlagen" das Wort "Oberirdische" einzufü-

Begründung:

Das in § 17 Absatz 3 vorgesehene Verbot einwandiger unterirdischer Behälter 

satz 5 als gasförmig definierte Stoffe in der betrieblichen Praxis auch flüssig 

für flüssige wassergefährdende Stoffe ist um ein Verbot für die Lagerung be-
stimmter gasförmiger Stoffe zu ergänzen. Zum einen können gemäß § 2 Ab-

U
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auftreten; zum anderen würden gasförmige Stoffe, die schwerer sind als Luft, 

...

ohne eine zweite Barriere im Schadensfall auch zu Grundwasserverun
gen führen können.

reinigun-

10. Zu § 21 Absatz 1 Satz 4 - neu -

spricht."

In § 21 Absatz 1 ist nach Satz 3 folgender Satz einzufügen:

"Bei Heizölverbraucheranlagen der Gefährdungsstufen A und B gilt die Ge-

fährdungsabschätzung als geführt, wenn die Heizölverbraucheranlage den gel-

tenden allgemein anerkannten Regeln der Technik im Sinne des § 15 ent-

Begründung:

Rückhalteeinrichtung verzichtet werden, wenn auf der Grundlage einer Ge
Nach § 21 Absatz 1 Satz 3 kann bei oberirdischen Rohrleitungen dann auf eine 

-

anlagen, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen (und 

fährdungsabschätzung durch Maßnahmen technischer oder organisatorischer 
Art sichergestellt ist, dass ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht wird. 
Entsprechende Anforderungen an die Gefährdungsabschätzung für Rohrleitun-
gen finden sich derzeit in der TRwS 780.

Diese TRwS findet auf Heizölverbraucheranlagen bis einschließlich Gefähr-
dungsstufe B keine Anwendung. Insofern fehlt es bei diesen Anlagen an kon-
kreten Vorgaben für eine Gefährdungsabschätzung. Da bei Heizölverbraucher-

damit soweit erforderlich über eine Hebersicherung verfügen), aus einer Rohr

ist für die betreffenden Rohrleitungen eine generelle Ausnahme von den An

-
leitung nur in sehr geringer Menge wassergefährdende Stoffe austreten können, 

-
forderungen des Satzes 1 sachgerecht.

11. Zu § 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2

§ 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen:

"2. als Saugleitung ausgeführt sein, in der die 

U

Flüssigkeitssäule bei Undichthei-

ten abreißt, in den Lagerbehälter zurückfließt und eine Heberwirkung 

ausgeschlossen ist, oder" 

U



Empfehlungen, 77/1/14 - 20 -

...

Begründung:

Klarstellung des Gewollten.

12. Zu § 21 Absatz 3,

§ 35 Absatz 2 Satz 2

"§ 21 Absatz 2 Satz

a) § 21 Absatz 3 ist wie folgt zu fassen:

"(3) Auf Rohrleitungen von Sprinkleranlagen und von Heizungs- und Kühl-

anlagen, die in Gebäuden mit einem Gemisch aus Wasser und Glycol be-

trieben werden, sind Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 nicht anzuwenden."

b) In § 35 Absatz 2 Satz 2 ist die Angabe "§ 21 Absatz 2" durch die Wörter 

2" zu ersetzen.

Begründung:

§ 21 Absatz 3 der Vorlage ist dahingehend zu ändern, dass "Rohrleitungen für 
Flüssigdünger innerhalb von Gewächshäusern oder zwischen Gewächshäusern 
und Flüssigdüngerbehältern" aus der Aufzählung gestrichen und damit nicht 
generell von den Anforderungen an die Rückhaltung befreit werden. Eine sol

durchlässigen Kontrolleinrichtungen anzuordnen sind (vgl. z.B. Nummer 1.2 

-
che generelle Befreiung dieser Rohrleitungen ist ohne Berücksichtigung der 
Umstände des konkreten Falles (z.B. konkrete Bauweise und konkrete Verlege-
art) fachlich nicht gerechtfertigt. Ausnahmen im Einzelfall sind nach § 16 Ab-
satz 3 AwSV jederzeit möglich.

Darüber hinaus muss klargestellt werden, dass lösbare Verbindungen und Ar-
maturen auch im Falle von unterirdischen Rohrleitungen in flüssigkeitsun-

Anhang 1 VAwS Bayern). Die durch § 21 Absatz
mit auf Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 zu beschränken, so dass Absatz

3 gewährte Befreiung ist da-
2

weiterhin Anwendung findet. Entsprechendes gilt für § 35 Absatz
Satz 1

2 Satz
Vorlage. Es handelt sich insoweit um ein redaktionelles Versehen des Verord

2 der 
-

nungsgebers.

U
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...

13. Zu § 23 Satz 1, 2

§ 23 ist wie folgt zu ändern:

a) In Satz 1 ist das Wort "sechs" durch die Wörter "mindestens neun" zu er-

setzen.

b) Satz 2 ist zu streichen.

Folgeänderung:

"(11) Bei bestehenden Biogasanlagen ist die Mindestlagerkapazität von neun 

Dem § 68 ist folgender Absatz 11 anzufügen:

Monaten hinsichtlich des F

dieser Verord

assungsvermögens für Gärreste nach § 23 bis spä-

testens zum [einsetzen: Datum des Tages und des Monats des Inkrafttretens 

nung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des fünften auf das 

Inkrafttreten folgenden Jahres] nachzurüsten."

Begründung:

Monaten gefordert werden. Die Erfahrungen mit zunehmend in der letzten Zeit 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll bereits zum Inkrafttreten der Verord-
nung eine Lagerkapazität für Gärreste bei Biogasanlagen von mindestens neun 

festzustellenden zeitlichen Engpässen bei der Ausbringung der Gärreste zur 

die Gärreste auch zu pflanzenbaulich sinnvollen und für 

Düngung zeigen deutlich, dass eine Kapazität von mindestens neun Monaten 
für das Gärrestlager auf jeden Fall vorgehalten werden muss. Nur dann können 

den Grundwas

fachgerecht anzusehen. Um diese Anforderung erfüllen zu können, ist für Bio

ser-
schutz verträglichen Zeiten sachgerecht ausgebracht und verwertet werden. 
Eine Lagerkapazität von weniger als neun Monaten reicht gerade bei Biogas-
anlagen nicht aus. Als Gärsubstrat wird hier überwiegend Mais eingesetzt. Auf 
den zur Substratbereitstellung vorgesehenen Maisanbauflächen werden in der 
Regel auch die Gärreste zurückgeführt und verwertet. Eine zeitlich optimale 
und von der Düngung her angepasste Ausbringung von Gärresten auf diesen 
Maisanbauflächen ist nur in dem Zeitraum März bis Juni als angebracht und 

-
gasanlagen eine Mindestlagerkapazität von neun Monaten zwingend erforder-
lich.

Damit den Betreibern die Möglichkeit eingeräumt wird, ihre bestehenden An

gangsfrist von fünf Jahren eingeräumt.

-
lagen darauf einzustellen und entsprechend nachzurüsten, wird eine Über-

U

14

Bei 
Annahme 

entfällt 
Ziffer
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14. Zu § 23 Absatz 1,

Absatz 2 - neu -

kraftt

§ 23 ist nach der Überschrift wie folgt zu fassen:

"(1) Soweit Gärreste aus dem Betrieb einer Anlage zum Herstellen von Biogas 

als Düngemittel angewendet werden sollen, muss ein Lagervolumen für diese 

Gärreste nachgewiesen werden, in dem die während des Betriebs der Anlage 

zum Herstellen von Biogas über einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten 

anfallenden Gärreste aufgenommen werden können. Abweichend von Satz 1 

gilt ab dem … [einsetzen: Datum des Tages und Monats des Inkrafttretens die-

ser Verordnung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des fünften auf das In-

reten folgenden Jahres] ein Zeitraum von mindestens neun Monaten. 

Rahmen eines landwirtschaftlichen Betriebes betrieben wird und die Betriebe, 

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, soweit die Anlage zum Herstellen von Biogas im 

bei denen der Gärrest gelagert wird, über ausreichende Flächen zur Verwen

dung der Gärreste nach den Vorgaben der Düngeverordnung verfügen."

-

Begründung: 

Der Wortlaut von Absatz 1 trägt der Praxis insoweit Rechnung, als der Gärrest 

nicht zwingend vollständig am Standort der Anlage zur Erzeugung von Biogas 

- insbesondere bei von mehreren Landwirten betriebenen Gemeinschaftsanla-
gen, betrieblichen Kooperationen oder der Einbindung in sog. Güllebörsen -

gelagert werden muss.

Da das "Gärrestlager" gemäß § 2 Absatz 13 bereits selbst "Biogasanlage" im 

gasanlage" durch den Begriff "Anlage zum Herstellen von Biogas" der Klar
Sinne der Verordnung ist, dient in Absatz 1 der Austausch des Wortes "Bio-

-

gelung in § 49 Absatz 2 Satz 2 zu kurz.

stellung.

Die Änderung der Regelung über die Lagerzeiträume auf Mindestzeiten trägt 
der Tatsache Rechnung, dass unter bestimmten Voraussetzungen die Vorgaben 
der Düngeverordnung eine Lagerkapazität auch über sechs bzw. neun Monate 
hinaus erfordern können. Würde § 23 dies nicht berücksichtigen, griffe die Re-

Absatz 2
landwirtschaftlichen Betriebes, aber aus steuerrechtlichen Erfordernissen ge

soll verhindern, dass Biogasanlagen, die zwar im Rahmen eines 
-

werblich betrieben werden, unnötig belastet werden. Entsprechendes gilt für 
betriebliche Kooperationen.

AV

Entfällt 

13

bei 
Annahme 

von 
Ziffer
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15. Zu § 24 Absatz 1a - neu -, § 70a - neu -

gebracht ist."

a) In § 24 ist nach Absatz 1 folgender Absatz 1a einzufügen:

"(1a) Prüfpflichtige Heizölverbraucheranlagen dürfen unbeschadet des Ab-

satzes 1 nur befüllt werden, wenn eine Prüfplakette nach § 47 Absatz 4 an-

b) Nach § 70 ist folgender § 70a einzufügen:

"§ 70a

Prüfung und Befüllung bestehender Heizölverbraucheranlagen

r

(1) War bei Heizölverbraucheranlagen, die am … [einsetzen: Datum des 

Tages des Inkrafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] bereits er-

ichtet waren (bestehende Heizölverbraucheranlagen), nach landesrechtli

Prüfung weniger als zehn Jahre zurück, so b

-

chen Vorschriften vor diesem Zeitpunkt eine wiederkehrende Prüfung er-

forderlich oder liegt zu diesem Zeitpunkt eine einmalig durchzuführende 

eginnt die Frist für die erstma

lige wiederkehrende Prüfung nach Spalte 3, Zeile 8 der Anlage 5 oder der 

-

Anlage 6 mit dem Abschluss der letzten Prüfung nach landesrechtlichen 

stufe B, 

Vorschriften. Für oberirdische Heizölverbraucheranlagen der Gefährdungs-

die nach landesrechtlichen Vorschriften zwischen 2004 bis ein

Vorschriften durchgeführten Prüfung durchzuführe

-

schließlich 2008 geprüft wurden, ist die erstmalige Prüfung nach Spalte 3, 

Zeile 8 der Anlage 5 fünfzehn Jahre nach dieser nach landesrechtlichen 

n. Als Prüfung im Sinne 

die Prüfung ersetzten.

von Satz 1 gelten auch Tätigkeiten eines Fachbetriebs, die nach Landesrecht 

(2) War bei bestehenden Heizölverbraucheranlagen nach landesrechtlichen 

Vorschriften vor dem … [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens 

fung mehr als zehn Jahre zurück, sind diese Anlagen erstmals innerhalb der 

in § 70 Absatz 2 genannten F

dieser Verordnung nach § 73 Satz 2] keine wiederkehrende Prüfung erfor-

derlich oder liegt zu diesem Zeitpunkt eine einmalig durchzuführende Prü-

risten und danach gemäß Spalte 3, Zeile

Anlage 5 oder der Anlage 6 wiederkehrend zu prüfen. 

8 der 

U
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(3) Abweichend von § 24 Absatz 1a darf eine bestehende Heizölverbrau

...

-

cheranlage bis zum … [einsetzen: Datum des Tages und des Monats des In-

muss.

krafttretens dieser Verordnung nach § 73 Satz 2 sowie der Jahreszahl des 

zehnten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] auch dann befüllt werden, 

wenn keine Prüfplakette nach § 47 Absatz 4 angebracht ist. In diesem Fall 

hat die Person, die die Anlage befüllt, den Betreiber darauf hinzuweisen, 

dass die Anlage nach Maßgabe von Absatz 1 oder Absatz 2 von einem 

Sachverständigen geprüft sein und mit einer Prüfplakette versehen sein 

(4) Abweichend von § 47 Absatz 3 Satz 1 ist der Sachverständige bei beste

der Prüfungen sind in die jährliche Übermittlung von Angabe

Nummer 6 einzubeziehen."

-

henden oberirdischen Heizölverbraucheranlagen der Gefährdungsstufe B 

außerhalb von Schutzgebieten nicht verpflichtet, nach Abschluss der Prü-

fung der zuständigen Behörde den Prüfbericht vorzulegen. Die Ergebnisse 

n nach § 55 

Folgeänderungen:

a) In der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe zu § 70 folgende Angabe 

einzufügen:

"§ 70a Prüfung und Befüllung bestehender Heizölverbraucheranlagen"

b) Die Anlagen 5 und 6 sind wie folgt zu ändern:

aa)

", einschließlich oberirdischer Heizölverbraucheranlagen" zu streichen.

In Spalte 1 Zeile 3 der Anlage 5 sind die Wörter ", einschließlich 

Heizölverbraucheranlagen" und in der Anlage 6 die Wörter 

bb) Spalte 1 Zeile 8 ist jeweils wie folgt zu fassen:

sowie Anlagen zum

"oberirdische Heizölverbraucheranlagen, Abfüll- und Umschlaganlagen 

Laden und Löschen von Schiffen"

Begründung:

ein großer Teil der bestehenden Anlagen erhebliche Mängel aufwiesen. Die 

Die Erfahrungen aus der Prüftätigkeit verschiedener Länder, die in ihren Ver-
ordnungen über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen wie-
derkehrende Prüfungen oder einmalige Sonderprüfungen für Heizölverbrau-
cheranlagen der Gefährdungsstufe B vorgeschrieben haben, haben gezeigt, dass 



- 25 - Empfehlungen, 77/1/14

Mängel waren sowohl in Bezug auf die Anzahl als auch die Schwere so erheb

...

-
lich, dass eine wiederkehrende Prüfung dieser Anlagen angezeigt erscheint, um 
dem Besorgnisgrundsatz des Wasserhaushaltsgesetzes gerecht zu werden. Mit 
den Änderungsvorschlägen wird daher vorgeschrieben, dass alle Heizölver-
braucheranlagen der Gefährdungsstufe B einer wiederkehrenden Prüfung 
unterzo

Nach Ablauf der Übergangszeit von bis zu zehn Jahren ist eine Befüllung des 

gen werden.

Heizöltanks bei allen einer Prüfung unterliegenden Heizölverbrauch
nur noch dann zulässig, wenn die Prüfplakette des Sachverständigen an gut 

eranlagen 

sichtbarer Stelle angebracht ist.

Um dem geringeren Gefährdungspotenzial kleinerer Anlagen Rechnung zu tra-
gen, wird die wiederkehrende Prüffrist auf zehn Jahre festgelegt.

16. Zu § 27 Absatz 2 Nummer 3

b)

c)

§ 27 Absatz 2 Nummer 3 ist wie folgt zu ändern:

a) Die Wörter "in Beton oder Asphaltbauweise" sind zu streichen.

Nach dem Wort "Unterseite" sind die Wörter "der Befestigung" einzufügen.

Begründung:

Nach dem Wort "beseitigt" ist das Wort "wird" zu streichen.

Die vorgeschlagene Änderung stellt die materielle Anforderung klar, die die 
Flächen erfüllen müssen. Erforderlich ist eine Befestigung der Fläche derart, 
dass das dort anfallende Niederschlagswasser auf der Unter
gung nicht austritt. Wenn der Verordnungsgeber darüber hinaus gehend fest
schreibt, dass eine "Beton oder Asphaltbauweise vorliegen muss, die so ge

seite der Befesti-
-

für den Einzelfall optimale Bauweise wählen. 

-
staltet ist, dass das Niederschlagswasser auf der Unterseite nicht austritt" 
(s. Verordnungsbegründung S. 144), stellt dies eine unnötige Beschränkung der 
Planungshoheit des Betreibers dar. Die AwSV sollte lediglich die zu erfüllende 
Anforderung nennen; Planer/Betreiber können dann ggf. unter Zuhilfenahme 
technischer Regeln oder allgemein zugelassener Bauprodukte und Bauarten die 

U
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...

17. Zu § 29a - neu -

Nied

Nach § 29 ist folgender § 29a einzufügen:

"§ 29a

Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen

des intermodalen Verkehrs

(1) Abweichend von § 18 Absatz 1 bis 3 ist die Rückhaltung wassergefährden-

der Stoffe in Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs nach Maßgabe der 

Absätze 2 bis 4 zu gestalten.

(2) Flächen von Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs sind diejenigen, 

auf denen wassergefährdende Stoffe in Ladeeinheiten oder Straßenfahrzeugen, 

die gefahrgutrechtlich gekennzeichnet sind, umgeladen werden. Flächen nach 

Satz 1 müssen flüssigkeitsundurchlässig sein. Das auf diesen Flächen anfallende 

erschlagswasser ist ordnungsgemäß als Abfall zu entsorgen oder entspre

chend § 19 Absatz 2 Satz 1 als Abwasser zu beseitigen.

-

(3) Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs müssen über eine Havarieflä

che oder -einrichtung verfügen, auf der Ladeeinheiten oder Straßen

-

fahrzeuge, 

und 3 gilt entsprechend.

aus denen wassergefährdende Stoffe austreten, abgestellt werden können und 

auf der wassergefährdende Stoffe zurückgehalten werden. Absatz 2 Satz 2 

(4) § 29 Absatz 2 gilt entsprechend."

Folgeänderungen:

a) In der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe zu § 29 folgende Angabe einzu

"§ 29a Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen 

-

fügen:

Verkehrs"

des intermodalen 

Bei 

b) § 29 Absatz 3 ist zu streichen.

c) In § 68 Absatz 9 sind nach den Wörtern "abweichend von § 29 Absatz 1 

Satz 1" die Wörter "und § 29a Absatz 2 Satz 2" einzufügen.

U

Annahme 

20

entfallen 
die 

Ziffern 18, 
19 und
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Begründung:

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen dazu, eine bundesrechtliche Vollre-
gelung zu schaffen, die alle Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen erfasst und sicherstellt, dass die bisherigen landesrechtlichen Verord
nungen, die auf der Grundlage der Muster-Anlagenverordnung der Länderar

-
-

beitsgemeinschaft Wasser vom 8./9. November 1990 (Stand der Fortschrei-
bung: 22./23. März 2001; Muster-VAwS) beruhen, abgelöst werden können. 
Damit würde eine seit Langem vor allem von der betroffenen Wirtschaft gefor-
derte Vereinheitlichung des Anlagenrechts zum Schutz der Gewässer geschaf-
fen, das sich im Laufe der Zeit in den Ländern in einigen Punkten unterschied-
lich entwickelt hat. Würden in der Verordnung keine Regelungen an Anlagen 
im intermodalen Verkehr getroffen, würden insoweit die bisherigen landes
rechtlichen Bestimmungen mit ihren unterschiedlichen Ausprägungen weiter

-
-

gelten. Damit würde allerdings das Ziel konterkariert, eine bundeseinheitliche 
Regelung zu schaffen. Außerdem würde dadurch sowohl für die Vollzugsbe
hörden als auch die Wirtschaft erheblicher zusätzlicher Aufwand entstehen, der 

-

durch eine umfassende bundesrechtliche Regelung vermieden werden könnte.

Der intermodale Verkehr umfasst den Transport von Gütern in ein und dersel-
ben Ladeeinheit (z. B. Container) mit zwei oder mehreren Verkehrsträgern 
(Bahn, Lkw, Schiff). Das Entladen des einen Verkehrsträgers und das folgende 
Beladen des anderen erfolgt in großen Umschlaganlagen, Terminals oder Hä-
fen. In der Regel werden dabei die Container mittels eines Krans aufgenommen 
und auf dem anderen Verkehrsträger wieder abgestellt, teilweise allerdings 
vorübergehend in der Umschlaganlage abgestellt. Diese Flächen, auf denen 
regelmäßig Container abgestellt werden, unterliegen dem wasserrechtlichen 
Regime, so dass auf diese Teile der Umschlaganlagen die AwSV anzuwenden 
ist. Das zwischenzeitliche Abstellen unter dem Kran stellt jedoch keine Lage
rung dar.

-

Mit den Änderungsvorschlägen werden die notwendigen Regelungen geschaf
fen, um den Schutz der Gewässer vor nachteiligen Veränderungen ihrer Eigen

-
-

schaften zu gewährleisten. 
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...

Hauptempfehlung Wi

18. Zu § 29 Absatz 3 und § 29a - neu -

genügt.

a) § 29 Absatz 3 ist zu streichen.

b) Nach § 29 ist folgender § 29a einzufügen:

"§ 29a

Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen 

des intermodalen Verkehrs

(1) Flächen von Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs sind 

diejenigen, auf denen wassergefährdende Stoffe in Ladeeinheiten oder 

Straßenfahrzeugen, die gefahrgutrechtlich gekennzeichnet sind, umgeladen 

werden. Flächen nach Satz 1 müssen in Beton- oder Asphaltbauweise so 

befestigt sein, dass das dort anfallende Niederschlagswasser auf der 

Unterseite nicht austritt und nach Maßgabe von § 19 Absatz 2 Satz 1 

ordnungsgemäß als Abwasser beseitigt wird oder ordnungsgemäß als Abfall 

entsorgt wird. Für Flächen nach Satz 1, auf denen wassergefährdende Stoffe 

in Ladeeinheiten oder Straßenfahrzeugen, die den Vorschriften und 

Anforderungen für den Transport im öffentlichen Verkehr genügen, nur 

kurzzeitig im Zusammenhang mit dem Transport abgestellt werden, ist es 

ausreichend, wenn die Bodenfläche den betriebstechnischen Anforderungen 

(2) Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs müssen über eine 

Stoffe austreten, abgestellt werden können u

flüssigkeitsundurchlässige Havariefläche oder -einrichtung verfügen, auf 

der Ladeeinheiten oder Straßenfahrzeuge, aus denen wassergefährdende 

nd auf der wassergefährdende 

Niederschlagswasser ist nach Maßgabe von § 19 Absatz 2 Satz 1 

Stoffe zurückgehalten werden. Das auf den Havarieflächen anfallende 

ordnungsgemäß als Abwasser zu beseitigen oder ordnungsgemäß als Abfall 

(3) § 29 Absatz 2 gilt entsprechend."

zu entsorgen.

Wi
Vk

19

Entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 17

Bei 
Annahme

entfällt 
Ziffer
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Folgeänderungen:

a) In der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe zu § 29 folgende Angabe 

einzufügen:

"§ 29a Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen des intermodalen 

Verkehrs"

[

Satz 1" die Wörter "und § 29a Absatz 1 Satz 2" einzufügen.]*

b) In § 68 Absatz 9 sind nach den Wörtern "abweichend von § 29 Absatz 1 

Begründung:

§

Zur Verbesserung der Rechtsklarheit und der Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen sollten auch für Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs 
bundeseinheitliche Regelungen getroffen werden. 

Umschlaganlagen unterfallen nicht dem allgemeinen Besorgnisgrundsatz des 
62 Absatz 1 WHG. Hier ist es ausreichend, wenn der bestmögliche Schutz 

wird. Unter Berücksichtigung der geringen realen Unfallzahlen im 
der Gewässer vor nachteiligen Auswirkungen auf ihre Eigenschaften erreicht 

intermodalen Verkehr ist ebenfalls kein besonderes Gefährdungsrisiko abzu
leiten. Da technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen in Ver

-
-

bindung mit dem Gefahrgutrecht schon einen hinreichenden Schutz sicher
stellen, ist der bestmögliche Schutz des Gewässers durch Beton

-
-

Asphaltbauweise gewährleistet, wenn im Schadenfall flüssigkeitsundurch
oder 

-
lässige Havarieflächen oder -einrichtungen zur Verfügung stehen. So können 
beschädigte Ladeeinheiten oder Straßenfahrzeuge sicher verwahrt und 
Gewässergefährdungen angemessen ausgeschlossen werden.

Fläche

Darüber hinaus bedarf es ergänzend zu § 2 Absatz 21 Satz 2 der Klarstellung, 
welche Anforderungen in Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs für 

n gelten, die nur dem kurzzeitigen transportbedingten Abstellen dienen. 

Aufbewahren gängige Praxis. Gegenüber dem direkten Umladen ist das 
Insbesondere im Containerumschlag ist das kurzzeitige Bereitstellen und 

Gefährdungsrisiko durch das bloße Stehen noch
der transportrechtlichen Anforderungen ist daher eine risikoproportionale 

mals reduziert. Bei Erfüllung 

Abstufung der Anforderungen geboten. Dies hat auch schon im Zusammen
hang mit der Pflicht zur Eignungsfeststellung (§ 63 Absatz 2 Nummer 2 

-

Buchstabe a WHG) entsprechende Berücksichtigung gefunden und zu einer 
Ausnahme geführt. Insofern reicht es aus, wenn die Bodenfläche den 
betriebstechnischen Anforderungen genügt. 

* entfällt bei Annahme mit Ziffer 20[ … ] 
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Mit den vorgeschlagenen Änderungen wird den Besonderheiten der Anlagen 

...

des intermodalen Verkehrs Rechnung getragen und ein spezifisches und 
verhältnismäßiges Anforderungsniveau geschaffen, um einen bundesein-
heitlichen Schutz der Gewässer zu gewährleisten.

Hilfsempfehlung Wi zu Ziffer 18

19. Zu § 29 Absatz 3 und § 29a Wi

befestigt sein, dass das dort anfallen

- neu -

a) § 29 Absatz 3 ist zu streichen.

b) Nach § 29 ist folgender § 29a einzufügen:

"§ 29a

Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen 

des intermodalen Verkehrs

(1) Flächen von Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs sind 

diejenigen, auf denen wassergefährdende Stoffe in Ladeeinheiten oder 

Straßenfahrzeugen, die gefahrgutrechtlich gekennzeichnet sind, umgeladen 

werden. Flächen nach Satz 1 müssen in Beton- oder Asphaltbauweise so 

de Niederschlagswasser auf der 

(2) Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs müssen über eine 

Unterseite nicht austritt und nach Maßgabe von § 19 Absatz 2 Satz 1 

ordnungsgemäß als Abwasser beseitigt wird oder ordnungsgemäß als Abfall 

entsorgt wird. 

flüssigkeitsundurchlässige Havariefläche oder -

Stoffe zurückgehalten werden. Das auf den Havar

einrichtung verfügen, auf 

der Ladeeinheiten oder Straßenfahrzeuge, aus denen wassergefährdende 

Stoffe austreten, abgestellt werden können und auf der wassergefährdende 

ieflächen anfallende 

Niederschlagswasser ist nach Maßgabe von § 19 Absatz 2 Satz 1 

ordnungsgemäß als Abwasser zu beseitigen oder ordnungsgemäß als Abfall 

zu entsorgen.

Entfällt 

(3) § 29 Absatz 2 gilt entsprechend."

bei 

18

Annahme 
von 

Ziffer 17 
oder 

Ziffer
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...

Folgeänderungen:

a) In der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe zu § 29 folgende Angabe 

einzufügen:

"§ 29a Besondere Anforderungen an Umschlaganlagen des intermodalen 

Verkehrs"

[b) In § 68 Absatz 9 sind nach den Wörtern "abweichend von § 29 Absatz 1 
*Satz 1" die Wörter "und § 29a Absatz 1 Satz 2" einzufügen.]

Begründung:

bundeseinheitliche Regelungen getroffen werden. 

Zur Verbesserung der Rechtsklarheit und der Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen sollten auch für Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs 

Umschlaganlagen unterfallen nicht dem allgeme
§

inen Besorgnisgrundsatz des 
62 Absatz 1 WHG. Hier ist es ausreichend, wenn der bestmögliche Schutz 

wird. Unter Berücksichtigung der geringen realen Unfallzahlen im inter
der Gewässer vor nachteiligen Auswirkungen auf ihre Eigenschaften erreicht 

-
modalen Verkehr ist ebenfalls kein besonderes Gefährdungsrisiko abzuleiten. 
Da technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen in Verbindung mit 
dem Gefahrgutrecht schon einen hinreichenden Schutz sicherstellen, ist der 
bestmögliche Schutz des Gewässers durch Beton-
gewährleistet, wenn im Schadenfall flüssigkeitsundurchlässige Havarieflächen 

oder Asphaltbauweise 

oder -einrichtungen zur Verfügung stehen. So können beschädigte Ladeein
heiten oder Straßenfahrzeuge sicher verwahrt und Gewässergefährdungen 

-

angemessen ausgeschlossen werden.

Mit den vorgeschlagenen Änderungen wird den Besonderheiten der Anlagen 
des intermodalen Verkehrs Rechnung getragen und ein spezifisches und 
verhältnismäßiges Anforderungsniveau geschaffen, um einen bundesein-
heitlichen Schutz der Gewässer zu gewährleisten.

entfällt bei Annahme mit Ziffer 20* [ … ] 
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...

20. Zu § 68 Absatz 9

§ 68 Absatz 9 ist wie folgt zu fassen:

"(9) In bestehenden Umschlaganlagen müssen Gleisflächen abweichend von 

§ 29 Absatz 1 Satz 1 nicht flüssigkeitsundurchlässig nachgerüstet und Um-

schlagflächen des intermodalen Verkehrs abweichend vom § 29a Absatz 1

Satz 2 nicht befestigt werden."

Begründung:

zugelassenen Behältnissen. Beim Umschlagsvorgang werden die Behältnisse 

Die AwSV berücksichtigt mit ihrer generellen Anforderung "flüssigkeitsun-
durchlässig" an Umschlagflächen nicht die Besonderheiten von bereits be-
stehenden Umschlaganlagen des kombinierten Verkehrs, insbesondere im Zu-
sammenhang mit Hafenanlagen. Beim Umschlag gefährlicher Güter in Lade-
einheiten (Containern), die nach dem Transportrecht mit den strengen Vorga-
ben an die Umschließungen befördert werden, handelt es sich insbesondere 
nicht um einen vergleichsweise gefährlicheren "Umgang" mit wassergefähr-
denden Stoffen, weil diese weder abgefüllt, hergestellt, behandelt noch gelagert 
werden. Der Transport von Gütern erfolgt ausschließlich in geschlossenen und 

weder geöffnet, noch werden stoffliche Veränderungen am Gut selbst vorge
nommen. Die Beförderung gefährlicher Güter, zu denen auch wassergefähr

-
-

Vor diesem Hintergrund wurde in § 29 Absatz 3 die Mög

dende Stoffe gehören, ist in internationalen Regelwerken einheitlich nach ei-
nem sehr hohen Sicherheitsniveau geregelt. Dies zeigt auch die geringe Unfall-
häufigkeit. Bei Umschlaganlagen des kombinierten Verkehrs ist die Häufigkeit 
noch geringer.

Wäre an Flächen bestehender intermodaler Umschlaganlagen die Anforderung 
"flüssigkeitsundurchlässig" zu stellen, so würde dies zum Teil erhebliche 
Nachrüstungserfordernisse nach sich ziehen. Eine Berechnung der Studienge-
sellschaft für den Kombinierten Verkehr (SGKV) im Auftrag des BMVBS vom 
Januar 2013 ergab für eine durchschnittliche Umschlaganlage ein Kostenvolu-
men für die Nachrüstung von jeweils rund 20 Mio. Euro.

lichkeit für das Wei
terbestehen landesrechtlicher Vorschriften geschaffen. Dennoch ist insoweit 

-

eine bundesweit einheitliche Regelung anzustreben.

gen zu vermeiden, die im Einzelfall das Maß der Verhältnismäßigkeit schnell 

Allerdings muss Ziel einer bundeseinheitlichen Regelung sein, die Anforde-
rung "flüssigkeitsundurchlässig" primär auf neue bzw. im Aus- oder Umbau 
befindliche Anlagen zu beziehen und Nachrüstpflichten für bestehende Anla-

übersteigen.

Vk
Wi

Entfällt 
bei 

voraus

Annahme 
von 

Ziffer 17 

Setzt 
Annahme 

von 
Ziffer 18 

oder 
Ziffer 19 
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Dieses Ziel wurde in § 29 Absatz 2 für Rangierflächen erreicht, ebenso in § 68 

...

Absatz 9 bei großen Gleiskörpern an Container

Dies führt zur Inkonsistenz der Regelung insgesamt, dies insbesondere wenn 

-Bahnterminals.

große Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs z. B. in weitläufigen 
Hafenanlagen betrachtet werden. Diese stellen trotz unterschiedlichster 
Flächenstrukturen in der Regel eine integrierte Einheit hinsichtlich der 
faktischen Betriebsabläufe dar. Container werden regelmäßig in einem 
einheitlichen Vorgang mit Fahrzeugen (Reach Stacker) oder weit aus
Kranbrücken vom Schiff über Wasserflächen und Uferkanten, Straßen, Abstell

ladenden 
-

und Brachflächen, Rangiergleise bis hin zu großen Gleiskörpern am Boden 
bzw. "am Haken" bewegt. An diese Flächen dürfen keine unterschiedlichen 
Anforderungen gestellt werden.

21. Zu § 30

schiffsseitig keiner Rückhaltung.

§ 30 ist wie folgt zu fassen:

"§ 30

Besondere Anforderungen an Anlagen zum Laden und Löschen von 

Schiffen sowie an Anlagen zur Betankung von Wasserfahrzeugen

(1) Anlagen zum Laden und Löschen von Schiffen mit wassergefährdenden 

Stoffen sowie Anlagen zur Betankung von Wasserfahrzeugen bedürfen 

(2) Beim Laden und Löschen unverpackter flüssiger wassergefährdender Stoffe 

1. die land- und schiffsseitigen Sicherheitssysteme sind aufeinander 

und beim Betanken von Wasserfahrzeugen müssen jedoch folgende besondere 

Anforderungen erfüllt sein:

abzustimmen; 

2. beim Laden und Löschen im Druckbetrieb müssen Abreißkupplungen 

verwendet werden, die beidseitig selbsttätig schließen;

3. beim Saugbetrieb muss sichergeste

Wi

llt sein, dass bei einem Schaden an der 

Saugleitung die angeschlossenen Behälter durch Heberwirkung nicht 

leerlaufen können;



Empfehlungen, 77/1/14 - 34 -

4. soweit sich Rohrleitungen oder Schläuche über Gewässern befinden, ist 

...

durch Maßnahmen technischer oder organisatorischer Art sicherzustellen, 

dass der bestmögliche Schutz der Gewässer vor nachteiligen 

Veränderungen ihrer Eigenschaften erreicht wird.

(3) Schüttgüter sind so zu laden und zu löschen, dass der Eintrag von festen 

wassergefährdenden Stoffen in oberirdische Gewässer durch

Maßnahmen verhindert wird."

geeignete 

Begründung:

Wasserfahrzeuge, wie a
Land durch Rückhaltesysteme zu sichern. Insofern ist es für Anlagen zum 

Klarstellung des Gewollten. 

In § 30 wird nicht hinreichend deutlich, welche Anforderungen für flüssige und 
feste wassergefährliche Stoffe gelten. Es ist nicht möglich, Schiffe bzw. 

uch den Spalt zwischen Schiff/Wasserfahrzeug und 

Laden und Löschen flüssiger und auch fester wassergefährlicher Stoffe 
wesentlich, den Verzicht auf schiffsseitige Rückhaltesysteme zu r

Mit vorliegender Neufassung wird in Absatz 1 zunächst die generelle 

egeln.

Befreiung von der schiffsseitigen Rückhaltung geregelt. Dieser Grundsatz gilt 

vorliegen. Die besonderen Anforder
unabhängig davon, ob die Stoffe in verpackter oder unverpackter Form 

ungen an das Laden und Löschen 

2 wird Absatz 3 und sieht die besonderen Anforderungen für das Laden und 

unverpackter flüssiger wassergefährdender Stoffe sowie das Betanken (wie 
auch im Entwurf), werden gesondert in Absatz 2 geregelt. Der bisherige Absatz 

Löschen von Schüttgut vor.

22. Zu § 36Wi

§ 36 ist wie folgt zu ändern:

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

"Bei unterirdischen Massekabelanlagen sind Einrichtungen zur Rück-

haltung von Kabeltränkmasse nicht erforderlich."

b) Folgender Satz 2 ist anzufügen:

"Bei unterirdischen Ölkabelanlagen sind Einrichtungen zur Rückhaltung 

von Isolierölen nicht erforderlich, wenn der Betreiber die Anlagen 

elektrisch und hydraulisch durch selbsttätige Störmeldeeinrichtungen 
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überwacht, Störungen in einer ständig besetzten Betriebsstelle angezeigt 

...

werden und die Betriebswerte ständig erfasst und auf die Abweichung von 

Sollwerten kontrolliert werden."

Begründung:

Die elektrische Überwachung des Austritts von Kabeltränkmassen aus 
Massekabelanlagen ist technisch nicht oder nur unter unverhältnismäßigen 
Aufwendungen der Wirtschaft möglich. Der Einbau elektrischer 
Überwachungsinstrumente würde das Schutzniveau des Grundwassers nicht 
erhöhen, da austretende Kabeltränkmassen nicht angezeigt würden. In 
Massekabeln, die nicht in Betrieb sind, ist eine elektrische Überwachung 
technisch nicht möglich. Kabeltränkmassen können in Massekabeln bei 
Beschädigungen nur in äußerst geringen Mengen austreten, da sie eine sehr 
hohe Viskosität aufweisen. Dem nicht erhöhten Schutzniveau dieser Regel 
stehen unverhältnismäßig hohe Kosten der Energieversorgung gegenüber. Mit 
der vorgeschlagenen Änderung wird diesem Rechnung getragen und die in 
Berlin für Ölkabelanlagen bestehende Regelung bundesweit übernommen, 
ohne sie auf Massekabelanlagen auszuweiten. 

23. Zu § 37 Absatz 2 Satz 2,

Absatz 3 Satz 1,

Anlage 6 Fußnote 6

b)

a) § 37 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Absatz 2 Satz 2 sind nach den Wörtern "festen Gärsubstraten" die 

Wörter "oder festen Gärresten" einzufügen.

bb) In Absatz 3 Satz 1 sind nach den Wörtern "feste Gärsubstrate" die Wör-

ter "oder feste Gärreste" anzufügen.

In Anlage 6 ist die Fußnote 6 wie folgt zu fassen:

"6) Maßgebendes Volumen einer Biogasanlage im Sinne von § 39 Ab

Begründung: 

-

satz 9."

Zur Klarstellung und Vermeidung vo

ausgedehnt.

n Vollzugsunsicherheiten werden die 
Maßgaben zu festen Gärsubstraten in den Absätzen 2 und 3 auf feste Gärreste 

AV



Empfehlungen, 77/1/14 - 36 -

...

24. Zu § 37 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz

stellen, sofern die Lagerhöhe mehr als 3 Meter beträgt" 

In § 37 Absatz 2 ist Satz 2 nach dem Semikolon wie folgt zu fassen:

"bei einer Bauweise mit aufgehenden Wänden ist der Anschlussbereich zwi-

schen Sohle und Wand einsehbar zu gestalten oder ein Leckageerkennungs-

system zur Kontrolle des Anschlussbereichs zwischen Sohle und Wand zu er-

Begründung:

Anlagen zur Lagerung von festen Gärsubstraten bei Biogasanlagen werden in 
der Regel als Fahrsilos (befestigte dichte Bodenplatte mit seitlicher Einfassung 
durch aufgehende Wände) errichtet. Diese stellen die größte Herausforderung 

bauphysikalischen Gründen nicht dauerhaft dicht gehalten werden kann und 

hinsichtlich des Gewässerschutzes dar, weil es zu verhindern gilt, dass Sila-
gesickersäfte bzw. mit Silagesickersaft und Silagegut verunreinigtes Nieder-
schlagwasser in die Gewässer (Oberflächengewässer und Grundwasser) gelan-
gen können. Die Praxiserfahrungen von Herstellern, Betreibern und Vollzugs-
behörden zeigen, dass der Anschlussbereich zwischen Sohle und Wand aus 

damit eine Versickerung von Sickersäften oder verunreinigtem Niederschlags

Biogasanlagen der Fall, die häufig weit mehr als 3 Meter

-
wasser in das Grundwasser nicht ausgeschlossen werden kann. 

Dies ist insbesondere bei den üblichen großen Stapelhöhen in Fahrsilos bei 
Lagerhöhe n

erreichen. Um die in der landwirtschaftlichen Praxis bislang ü
Lagerhöhen von rund 2,5 Meter bis 3 Meter

blichen 
bei der Silagelagerung mit dieser 

Anforderung nicht über Gebühr zu belasten, ist eine Höhenbegrenzung von 
3 Meter vorgenommen worden. In der Regel treten erhöhte Pressdrücke in 
Silagen und ein dadur

n
ch bedingter erhöhter Sickersaftaustritt aus der Silage ab 

ist, unterhalb dieser Stapelhöhe auf ein Leckageerkennungssystem zu 
einer Lagerhöhe von mehr als 3 Meter auf, so dass es fachlich gerechtfertigt 

verzichten.

25. Zu § 41 Absatz 2 Satz 3 - neu -

Dem § 41 Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen:

U

"Anforderungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt."

U
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...

Begründung:

Die bisherige Formulierung des § 41 Absatz 2 kann in der Praxis so (miss-
verstanden werden, dass bei Vorliegen der in § 41 Absatz 2 genannten Voraus

) 
-

setzungen in jedem Fall nach einer Stillhaltefrist von sechs Wochen mit der Er-
richtung und dem Betrieb begonnen werden könnte. Das ist bei Anlagen, die 
einer Genehmigung nach anderen Rechtsvorschriften bedürfen, jedoch nicht 
der Fall. Die Ergänzung dient daher der Klarstellung.

26. Zu § 46 Absatz 6

§ 46 Absatz 6 ist wie folgt zu fassen:

"(6) Die Prüfung nach Absatz 2 oder Absatz 3 entfällt, wenn die Anlage der 

Forschung, Entwicklung oder Erprobung neuer Einsatzstoffe, Brennstoffe, Er-

zeugnisse oder Verfahren dient und nicht länger als ein Jahr betrieben wird."

Begründung:

Nach § 46 Absatz 6 Nummer 2 der Verordnung soll den Anlagenbetreibern die 

Voraussetzungen durch Prüfungen aus anderen Rechtsbereichen zu ersetzen. 
Möglichkeit eingeräumt werden, Prüfungen nach der AwSV unter gewissen 

Diese aus der LAWA

nach den Vo

-Muster-VAwS übernommene Regelung betraf seinerzeit 
insbesondere Prüfungen nach der Verordnung brennbare Flüssigkeiten (VbF). 
Die VbF ist zwischenzeitlich aufgehoben und durch die Betriebssicherheits-
verordnung ersetzt worden. Prüfungen nach der Betriebssicherheitsverordnung 
können, da sie sich lediglich auf die primäre und nicht auf die sekundäre 
Barriere sowie die organisatorischen Randbedingungen beziehen, eine Prüfung 

rgaben der AwSV jedoch nicht ersetzen. Da die Voraus
für ein Ersetzen der AwSV-

setzungen 
Prüfung regelmäßig nicht vorliegen, ist §

satz 6 Nummer 2 zu streichen. Der Absatz 6 erhält dann die vor
46 Ab-

geschlagene 
Fassung.

27. Zu § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2,

Satz 3

§ 49 Absatz 2 ist wie folgt zu ändern:

a)

AV

In Satz 1 Nummer 2 ist vor dem Wort "Volumen" das Wort "maßgebenden" 

einzufügen.

U
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b) Satz 3 ist wie folgt zu fassen:

...

"Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, soweit die Überschreitung des Volumens zur 

Erfüllung der Anforderungen nach § 23 an die Kapazität des Gärrestelagers 

erforderlich ist oder in den Biogasanlagen ausschließlich mit den tierischen 

Ausscheidungen aus einer eigenen in der weiteren Schutzzone bestehenden 

Tierhaltung umgegangen wird."

Begründung:

Der geänderte Satz 3 soll sicherstellen, dass die in der weiteren Zone von 

Die vorgeschlagene Änderung in Satz 1 Nummer 2 ist lediglich redaktioneller 
Natur und dient der Klarstellung.

Schutzgebieten ansässigen tierhaltenden Landwirte das energetische Potenz

die Biogaserzeugung nutzen können. Durch die vorgesehene Volumenbe

ial 
des in ihren Tierhaltungen anfallenden Wirtschaftsdüngers weiterhin auch für 

-
schränkung könnte ansonsten insbesondere bei mittleren und größeren Tier-
haltungen die vollumfängliche Vergärung der ohnehin anfallenden Gülle (ein-
schl. Festmist) ausgeschlossen sein. Auf Grund der Tatsache, dass durch die 
anaerobe Vergärung der hygienische Status von tierischen Ausscheidungen 
nachweislich verbessert wird, ist hier ein erhöhtes Hygienerisiko im Vergleich 
zum Status Quo nicht zu befürchten.

28. Zu § 49 Absatz 3 Satz 2

Energieversorgung"

In § 49 Absatz 3 Satz 2 ist vor dem Punkt am Satzende folgender Halbsatz ein-

zufügen:

"; dies gilt nicht für die in §§ 31 und 38 genannten Anlagen sowie die in § 34 

genannten Anlagen zum Verwenden wassergefährdender Stoffe im Bereich der 

Begründung:

auf das besondere Schutzbedürfnis der Trinkwassergewinnung in Wasser

Die Vorlage nimmt alle in Abschnitt 3 genannten Anlagen von den Anforde-
rungen des § 49 Absatz 3 Satz 1 aus. Diese Ausnahmeregelung muss mit Blick 

-
schutzgebieten enger gefasst werden.

U
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Über die in Abschnitt 3 genannten Anforderungen hinaus erscheint vor allem 

...

bei Fass- und Gebindelagern (§ 31) in Schutzgebieten ein weiter
Rückhaltevolumen notwendig. Die Vorgaben des § 31 Absatz 2 und 3 reichen 

gehendes 

in Schutzgebieten nicht aus.

Bei Anlagen zum Umgang mit gasförmigen wassergefährdenden Stoffen (§ 38) 
ist auch bei Anlagen unterhalb der Bagatellschwelle nach § 38 Absatz 3 eine 
Gefährdungsabschätzung durchzuführen, in deren Rahmen die besondere 
Schutzbedürftigkeit des Aufstellungsortes für die Festlegung der im Einzelfall 
notwendigen Maßnahmen berücksichtigt werden muss.

Des Weiteren ist eine generelle Ausnahme für Anlagen zum Verwenden was
sergefährdender Stoffe im Bereich der Energieversorgung, die nach § 34 Ab

-
-

satz 1 von Maßnahmen zur Rückhaltung gänzlich freigestellt sein können, in 
Schutzgebieten wegen der besonderen Gefahren für die Trinkwassergewinnung 
nicht akzeptabel. Durch die festgelegte Obergrenze der AwSV-Ausnahmerege
lung von 10 Kubikmeter Rauminhalt an wassergefährdenden Stoffen bis Was

-
-

sergefährdungsklasse 2 ergibt sich die Gefährdungsstufe B. Derartige Anlagen 
sind z. B. nach der geltenden bayerischen VAwS sowie der bayerischen 
Musterverordnung für Wasserschutzgebiete nicht ohne Auffangräume zulässig, 
die über ein Rückhaltevolumen von 100 Prozent des Anlagenvolumens verfü
gen. Für Masttransformatoren an Gewässern und in Schutzgebieten setzen 

-

Energieversorger in Bayern beispielsweise eingehauste Bauweisen ein, um bei 
Leckagen eine Boden- und Gewässerverunreinigung zu vermeiden.

Unberührt bleibt die Möglichkeit, bei diesen Anlagen im Einzelfall zu prüfen, 
ob und in welchem Umfang Erleichterungen möglich sind. Eine Befreiung im 
Einzelfall ist nach § 49 Absatz 4 der Verordnung unter den dort genannten 
Voraussetzungen jederzeit möglich.

29. Zu § 49 Absatz 5

In § 49 Absatz 5 ist das Wort "abweichende" durch die Wörter "weiter ge-

hende" zu ersetzen. 

Begründung:

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird für alle Wasserschutzgebiete ein ein-

chende, sondern ausschließlich weiter gehende Regelungen zulässt.

heitliches Mindestschutzniveau entsprechend § 49 Absatz 2 und 3 der Verord-
nung sichergestellt. Dies ist insbesondere für alte Wasserschutzgebiete not-
wendig, in deren Schutzgebietsverordnungen keine ausreichenden Regelungen 
zu Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen enthalten sind. 
Darüber hinaus wird mit dem Änderungsvorschlag Kongruenz mit § 62 Ab-
satz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes erreicht, der bei landesrechtlichen Vor-
schriften entgegen § 49 Absatz 5 der Verordnung nicht insgesamt abwei-

U
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...

30. Zu § 50 Absatz 3

b)

§ 50 Absatz 3 ist wie folgt zu ändern:

a) Vor dem Wort "Vorschriften" ist das Wort "landesrechtliche" einzufügen.

Die Wörter "in landesrechtlichen Verordnungen zur Festsetzung von Über

biete" zu ersetzen.

-

schwemmungsgebieten" sind durch die Wörter "für Überschwemmungsge-

Begründung:

Weiter gehende Vorschriften können nicht nur in landesrechtlichen

rungen rein formal nicht ermöglichen. So erfolgt beispielsweise nach dem 

Verord-
nungen zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten, sondern auch in den 
Landeswassergesetzen geregelt werden. Durch Änderung der Formulierung 
wird allgemein auf landesrechtliche Vorschriften verwiesen; diese schließen 
Regelungen in Verordnungen mit ein.

Die lediglich auf Verordnungen bezogene Formulierung der Vorlage würde in 
Ländern, in denen gesetzlich auch eine andere Art der Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten vorgesehen ist, die Regelung weiter gehender Anforde-

Brandenburgischen Wassergesetz zum einen eine Festsetzung von Gebieten 
zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen bereits unmittelbar durch Ge-
setz (§ 100 Absatz 2 Satz 2 BbgWG), zum anderen eine Festsetzung anderer 

rechtliche Anforderungen an Anlagen zum Umgang mit wasserge

Gebiete durch Bekanntmachung von Karten (§ 100 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 3 BbgWG). Eine Festsetzung durch landesrechtliche Verordnung ist für 
diese Gebiete weder vorgesehen noch erforderlich. Weiter gehende landes-

fährdenden 

Gesetz selbst und nicht nur durch Verordnung vorgesehen werden (vgl. §
Stoffen in Überschwemmungsgebieten können für diese Gebiete auch durch 

101 
BbgWG).

31. Zu § 52 Absatz 3 Satz 1 einleitender Satzteil, Nummer 5, 6 und 7 -

U

neu -

§ 52 Absatz 3 Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Die Wörter "ist als Sachverständigenorganisation anzuerkennen" sind durch 

die Wörter "kann als Sachverständigenorganisation anerkannt werden" zu 

ersetzen.

U
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b) In Nummer 5 ist das Wort "und" durch ein Komma zu ersetzen.

...

c) In Nummer 6 ist der Punkt am Ende durch das Wort "und" zu ersetzen.

d) Folgende Nummer 7 ist anzufügen:

"7. erklärt, dass sie die Länder, in denen die Sachverständigen Prüfungen 

vornehmen, von jeder Haftung für die Tätigkeit

stellt."

ihrer Sachverständigen frei-

Begründung:

Muster-VAwS; § 18 Absatz 3 Satz 1 Nummer 6

Voraussetzung für die Anerkennung von Sachverständigenorganisationen war 
bislang u.a. eine Haftungsfreistellungserklärung zu Gunsten der Länder, in de-
nen Sachverständige Prüfungen vornehmen (vgl. § 22 Absatz 3 Nummer 6 

VAwS Bayern). Nachdem 

VAwS-

durch das Bundesjustizministerium noch im Vorfeld der Zuleitung der Verord-
nung an den Bundesrat geklärt wurde, dass von einer hoheitlichen Tätigkeit der 

Sachverständigen 

tungsfreistellungsregelung der Muster-

im amtshaftungsrechtlichen Sinne auszugehen ist und 
in der Konsequenz Amtshaftungsansprüche drohen können, muss die Haf-

VAwS wieder aufgenommen werden.

des Umweltschutzes erforderlich ist.

Die Aufnahme dieser weiteren Voraussetzung steht auch nicht im Widerspruch 
mit der Dienstleistungsrichtlinie, da sie nichtdiskriminierend und aus Gründen 

Darüber hinaus muss aus der Klärung durch das Bundesjustizministerium die 
Konsequenz gezogen werden, dass der derzeit vorgesehene Rechtsanspruch auf 

Bayern vorsehen. Da die Sachverständigen hoheitlich tätig werden, kann es 

Anerkennung wieder zurück in eine "Kann-Vorschrift" umgewandelt wird, wie 
dies bereits § 22 Absatz 3 Muster-VAwS und § 18 Absatz 3 Satz 1 VAwS 

keinen Rechtsanspruch auf Anerkennung geben. Die Anerkennung liegt viel
mehr im Ermessen der zuständigen Behörden, die dieses pflichtgemäß aus

-
-

üben. Die Ablehnung einer Sachverständigenorganisation, die alle Anforde-
rungen erfüllt, wird bei pflichtgemäßer Ermessensausübung nur im Ausnahme
fall bei Vorliegen besonderer Gründe in Betracht kommen.

-

32. Zu § 53 Absatz 5 Satz 3 - neu - , 4 - neu -U

Dem § 53 Absatz 5 sind folgende Sätze anzufügen:

"Die Sachverständigenorganisation hat sich mittels einer theoretischen und 

praktischen Prüfung vor der Bestellung davon zu überzeugen, dass der zu be-

stellende Sachverständige den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 

genügt. Das Ergebnis dieser Prüfung ist zu dokumentieren."
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...

Begründung:

tung zu. Fachkunde und praktische Erfahrung sind ausschlaggebend für die 
Dem Sachverständigen kommt im Vollzug der Verordnung eine große Bedeu-

qualifizierte Wahrnehmung der ihm zugewiesenen Aufgaben. Auch zur Absi
cherung der ihn bestellenden Sachverständigenorganisation ist es deshalb er

-
-

forderlich, sich davon vor der Bestellung des Sachverständigen zu überzeugen. 
Dies kann nur mittels einer Prüfung erfolgen. Konkrete Vorgaben für die Prü
fung werden nicht gemacht. 

-

33. Zu § 58 Absatz 1 Satz 5 - neu -, 6 - neu -

zu dokumentieren."

In § 58 Absatz 1 sind nach Satz 4 folgende Sätze einzufügen:

"Die Güte- und Überwachungsgemeinschaft hat sich mittels einer Prüfung vor 

der Bestellung davon zu überzeugen, dass der zu bestellende Fachprüfer den 

Anforderungen nach Satz 1 Nummer 3 genügt. Das Ergebnis dieser Prüfung ist 

Begründung:

Dem Fachprüfer kommt im Vollzug der Verordnung eine große Bedeutung zu. 
Fachkunde und praktische Erfahrung sind ausschlaggebend für die qualifi
Wahrnehmung der ihm zugewiesenen Aufgaben. Auch zur Absicherung der 

zierte 

ihn beste

34. Zu § 65 Nummer 1a - neu -

llenden Güte- und Überwachungsgemeinschaft ist es deshalb erfor-
derlich, sich davon vor der Bestellung des Fachprüfers zu überzeugen. Dies 
kann nur mittels einer Prüfung erfolgen. Konkrete Vorgaben für die Prüfung 
werden nicht gemacht. 

In § 65 ist nach Nummer 1 folgende Nummer 1a einzufügen:

"1a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 16 Absatz 1 zuwiderhandelt,"

U

U
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...

Begründung:

Häufig werden Verstöße beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen erst 
im Nachhinein festgestellt. Sofern dabei gegen konkrete Vorgaben eines voll-
ziehbaren Bescheids nach § 16 Absatz 1 AwSV verstoßen wurde, müssen die 
Behörden die Möglichkeit haben, derartige Verstöße als Ordnungswidrigkeit 
zu ahnden.

35. Zu § 68 Absatz 4

1.

§ 68 Absatz 4 ist wie folgt zu fassen:

"(4) Werden nach Absatz 3 Satz 1 Abweichungen festgestellt, hat der Betreiber 

innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach dem Fälligkeitstermin der Prüfung 

nach Absatz 3 die Anpassungsmaßnahmen durchzuführen, 

mit denen diese Abweichungen behoben werden,

vorgesehen sind oder

2. die für diese Abweichungen in technischen Regeln für bestehende Anlagen 

3. mit denen eine Gleichwertigkeit zu den in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 

An

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sind die Anford

forderungen erreicht wird.

erungen des §

Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zu beachten."

62 

Begründung:

spricht der bisherigen Regelungssystematik der VAwSen der Länder.

Nach der vorliegenden Fassung kann die zuständige Behörde zur Behebung 
von Abweichungen für Altanlagen Anpassungsmaßnahmen anordnen. Das ent-

Die Erfahrungen aus dem Vollzug haben gezeigt, dass auf Grund der Vielzahl 

U

der betroffenen Anlagen eine entsprechende Anordnung vielfach unterblieben 
ist. Das hat letztlich auch zu gravierenden Schadensfällen geführt.

Deshalb ist es erforderlich, dass die Anpassung von Altanlagen an die Anforde-
rungen der Verordnung dem Betreiber aufgegeben und dass es einer entspre-
chenden Anordnung nicht bedarf.
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36. Der Finanzausschuss und der Gesundheitsausschuss empfehlen dem 

...

B

Bundesrat, 

zuzustimmen.

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes 

C

zu fassen:

37. Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem 

Bundesrat ferner, die folgende 

E n t s c h l i e ß u n g*

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die zur nationalen Umsetzung der 

räume sind die Ergebnisse der Evaluierung der Düngeverordnung sowie die von 

Nitrat-Richtlinie erforderlichen Mindestanforderungen an das Fassungsvermö-

gen von Anlagen zum Lagern von Jauche, Gülle und Festmist in der Düngever-

ordnung zu regeln. Eine entsprechende Ermächtigung hierzu findet sich in § 3 

Absatz 3 Satz 2 Nummer 9 des Düngegesetzes. Bei der Ausgestaltung der Zeit-

der Europäischen Kommission in den bilate

gerzeiträume auf ihre Praxisrelevanz hin zu prüfen und sachgerecht umzuset

ralen Gesprächen geforderten La-

-

zen. 

* Sachzusammenhang mit Ziffer 1
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Betreibern bestehender Anlagen sollte zur Nachrüstung des Fassungsvermögens 

eine angemessene Übergangsfrist nach Inkrafttreten der Änderung de

pazität gelten wie für neu zu errichtende Anlagen.

r Dünge-

verordnung eingeräumt werden. Im Fall einer wesentlichen Erweiterung einer 

bestehenden Anlage sollte mit der Inbetriebnahme die gleiche Mindestlagerka-

Begründung:

hältern zur Lagerung von Dung wird von der EU im Maßnahmenprogramm zur 
Die Regelung von Mindestanforderungen an das Fassungsvermögen von Be-

Nitratrichtlinie (Richtlinie 91/676/EWG) gefordert. Die Europäische Kommis
sion hat die Vorbereitung eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bu

-
n

desrepublik eingeleitet, da sie u.a. die derzeit in den Verordnungen der Länder 
-

geregelten Anforderungen an die Lagerkapazität als nicht ausreichend erachtet. 
Die Lagerdauer für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft steht in engem 
Kontext mit den fachlichen Vorschriften der Düngeverordnung, so dass eine 
Regelung in der Düngeverordnung zweckmäßig wäre. Eine entsprechende Er-
mächtigung hierzu beinhaltet § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 9 des Düngege-
setzes.


